
 

Seite 1 von 1 

Klubobmann Mag. Armin Sippel, MPA 
Dringlicher Antrag 

 
 
An den 
Gemeinderat der  
Landeshauptstadt Graz 
 
 

 
 

Graz, am 07. Juli 2021 
 

Betreff: Wahlkampfkostenobergrenze von 400.000 Euro – Bekenntnis zum sorgsamen Umgang 
mit Steuergeld 

                 Dringlicher Antrag  
 
 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
 

Ohne zwingenden Grund wird die laufende Gemeinderatsperiode durch die Festsetzung von 
vorgezogenen Wahlen durch Sie, geschätzter Herr Bürgermeister, nun frühzeitig beendet. 
 
Einem der vorgebrachten Argumente, weshalb die Bevölkerung nun fast ein halbes Jahr früher wählen 
muss, kann der Freiheitliche Gemeinderatsklub etwas abgewinnen: Ein kurzer Wahlkampf spart Geld. 
Geld, das den Parteien vom Steuerzahler zur Verfügung gestellt wird. 
 
Aus diesem Grund ist es ein Gebot der Fairness, vor allem gegenüber den Grazern, wenn sich alle im 
Gemeinderat vertretenen Parteien zu einer Wahlkampfobergrenze von 400.000 Euro bekennen 
könnten. Graz soll durch die besten Ideen und nicht nur das größte Wahlkampfbudget gestaltet 
werden. 
 
Die Einhaltung der Wahlkampfkostenobergrenze soll bis Ende dieses Jahres durch einen von den 
Parteien bestellten Wirtschaftsprüfer - in Analogie zur Prüfung der Partei- und Klubförderungen -  
bestätigt werden. 
 

Von einem umfassenden Sanktionskatalog bei Überschreitung dieser Obergrenze wird aus 
administrativen Gründen abgesehen. Vielmehr soll diese Vereinbarung Ansporn geben, im noch 
laufenden Sportjahr 2021, finanzielles „Fairplay“ zu üben. 
 
Namens des Freiheitlichen Gemeinderatsklubs ergeht daher nachfolgender 
 
 

Dringlicher Antrag 
gem. § 18 der GO f. d. Gemeinderat 

der Landeshauptstadt Graz 
 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Die im Gemeinderat vertretenen Parteien mögen sich durch Zustimmung zu diesem Antrag zu einer 
Wahlkampfkostenobergrenze1 von 400.000 Euro bekennen. Die Einhaltung derselben soll bis Ende des 
Jahres durch einen Wirtschaftsprüfer bestätigt werden.  
                                                 
1 Im Sinne des Bundesgesetzes über die Finanzierung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) 


